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BESCHLUSS Nr. 555/2014/EU DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
vom 15. Mai 2014

iiber die Beteiligung der Union an einem von mehreren Mitgliedstaaten gemeinsam durchgefiihrten
europiischen Metrologie-Programm fiir Innovation und Forschung (EMPIR)

(Text von Bedeutung fiir den EWR)
DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION -

gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf Artikel 185 und Artikel 188
Absatz 2,

auf Vorschlag der Europidischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,
nach Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses (1),
gemifl dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren (?),

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1) In ihrer Mitteilung vom 3. Marz 2010 mit dem Titel "Europa 2020 — Eine Strategie fiir intelligentes, nachhaltiges
und integratives Wachstum" (im Folgenden "Strategie Europa 2020") hebt die Kommission hervor, dass glinstige
Rahmenbedingungen fiir Investitionen in Wissen und Innovation geschaffen werden miissen, um ein intelligentes,
nachhaltiges und integratives Wachstum in der Union zu erreichen. Sowohl das Europdische Parlament als auch der
Rat haben diese Strategie unterstiitzt.

(2)  Mit der Verordnung (EU) Nr. 1291/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates wurde das Rahmenprogramm
fur Forschung und Innovation "Horizont 2020" (2014-2020) (*) (im Folgenden "Horizont 2020") errichtet. Mit
"Horizont 2020" soll eine grolere Wirkung im Hinblick auf Forschung und Innovation erreicht werden, indem ein
Beitrag zur Starkung offentlich-6ffentlicher Partnerschaften geleistet wird, auch durch eine Beteiligung der Union an
Programmen, die von mehreren Mitgliedstaaten auf der Grundlage von Artikel 185 des Vertrags iiber die Arbeits-
weise der Europiischen Union durchgefithrt werden.

(3)  Offentlich-6ffentliche Partnerschaften sollten darauf ausgerichtet sein, enge Synergien zu entwickeln, die Koor-
dinierung auszubauen und unnétige Doppelstrukturen mit unionsweiten, internationalen, nationalen und regiona-
len Forschungsprogrammen zu verhindern sowie die allgemeinen Grundsitze von "Horizont 2020", insbesondere
in den Bereichen Offenheit und Transparenz, einzuhalten. Zudem sollte ein offener Zugang zu wissenschaftlichen
Publikationen gewahrleistet werden.

(4 Durch die Entscheidung Nr. 912/2009/EG des Europdischen Parlaments und des Rates (*) beschloss die Gemein-
schaft, fiir die Laufzeit des durch den Beschluss Nr. 1982/2006/EG des Europdischen Parlaments und des Rates (°)
eingerichteten siebten Rahmenprogramms der Europdischen Gemeinschaft fiir Forschung, technologische Entwick-
lung und Demonstration (2007-2013) einen dem Beitrag der teilnehmenden Lander entsprechenden Finanzbeitrag
in Hohe von hochstens 200 000 000 EUR zum "Europdischen Metrologie-Forschungsprogramm" (im Folgenden
"EMFP") zu leisten.

(1) Stellungnahme vom 10. Dezember 2013 (noch nicht im Amtsblatt veréffentlicht).

(3 Standpunkt des Europdischen Parlaments vom 15. April 2014 (noch nicht im Amtsblatt veroffentlicht) und Beschluss des Rates vom
6. Mai 2014.

(}) Verordnung (EU) Nr. 1291/2013 des Européischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2013 iiber das Rahmenprogramm
fur Forschung und Innovation Horizont 2020 (2014-2020) und zur Aufhebung des Beschlusses Nr. 1982/2006/EG (ABL. L 347 vom
20.12.2013, S. 104).

(*) Entscheidung Nr. 912/2009/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom 16. September 2009 iiber die Beteiligung der
Gemeinschaft an einem gemeinsamen europdischen Metrologie-Forschungs- und Entwicklungsprogramm mehrerer Mitgliedstaaten
(ABL L 257 vom 30.9.2009, S. 12).

(°) Beschluss Nr. 1982/2006/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2006 iber das Siebte Rahmenpro-
gramm der Européischen Gemeinschaft fiir Forschung, technologische Entwicklung und Demonstration (2007 bis 2013) (ABL L 412
vom 30.12.2006, S. 1).
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(10)

Im April 2012 tibermittelte die Kommission dem Europdischen Parlament und dem Rat einen Bericht iiber die
Zwischenbewertung des Europiischen Metrologie-Forschungsprogramms — EMFP. Diese Bewertung wurde drei
Jahre nach Programmbeginn von einem Sachverstindigengremium durchgefithrt. Die Sachverstindigen kamen
insgesamt zu dem Ergebnis, dass das EMFP ein gut verwaltetes gemeinsames europdisches Forschungsprogramm
ist, das bereits ein vergleichsweise hohes Niveau an wissenschaftlicher, verwaltungstechnischer und finanzieller
Integration erreicht hat. Das Sachverstindigengremium stellte jedoch andererseits fest, dass die industrielle Nutzung
und die Offnung fiir die wissenschaftliche Exzellenz auferhalb der Metrologieinstitute begrenzt sind und der
Kapazititenaufbau unzureichend ist. Es vertrat zudem die Auffassung, dass durch die Durchfithrung des EMFP
ein integrativ angelegter europdischer Metrologieforschungsraum geschaffen werden konnte.

Nach MafSgabe des Beschlusses 2013/743/EU des Rates (') kann weitere Unterstiitzung fiir das EMFP bereitgestellt
werden.

Das Europdische Metrologieprogramm fiir Innovation und Forschung (im Folgenden "EMPIR"), das auf die Strategie
Europa 2020 und ihre Leitinitiativen abgestimmt ist, insbesondere auf die Initiativen "Innovationsunion”, "Digitale
Agenda fur Europa”, "Ressourcenschonendes Europa" und "Eine Industriepolitik fiir das Zeitalter der Globalisie-
rung", ist ein ehrgeizigeres und integrativer angelegtes Programm, das iiber einen Zeitraum von zehn Jahren (2014-
2024) von 28 teilnehmenden Lindern durchgefithrt wird. Im Rahmen der Verbesserungen gegeniiber dem vor-
herigen Programm wird EMPIR Titigkeiten in den Bereichen Innovation und industrielle Nutzung, Forschung fuir
die Zwecke der Normung und Standardisierung sowie fiir regulatorische Zwecke und im Bereich Kapazititenaufbau
beinhalten.

Die teilnehmenden Lander wollen dazu beitragen, EMPIR wiahrend der Laufzeit des Programms, d.h. in den Jahren
2014 bis 2024, durchzuftihren. Um der Laufzeit von "Horizont 2020" Rechnung zu tragen, sollten Aufforderun-
gen zur Einreichung von Vorschligen im Rahmen von EMPIR spitestens bis zum 31. Dezember 2020 verdffent-
licht werden. In hinreichend begriindeten Fillen konnen Aufforderungen zur Einreichung von Vorschldgen bis zum
31. Dezember 2021 durchgefithrt werden.

Tatigkeiten im Rahmen von EMPIR sollten mit den Zielen und den Forschungs- und Innovationspriorititen von
"Horizont 2020" und den allgemeinen Grundsitzen und Bedingungen des Artikels 26 der Verordnung (EU)
Nr.1291/2013 im Einklang stehen.

Fir die finanzielle Beteiligung der Union an EMPIR sollte fiir die Laufzeit von "Horizont 2020" eine Obergrenze
festgelegt werden. Innerhalb dieser Obergrenze sollte der Beitrag der Union dem Beitrag der an EMPIR teilneh-
menden Linder entsprechen, um eine starke Hebelwirkung zu erzielen und eine stirkere Integration der Pro-
gramme der teilnehmenden Lander zu gewahrleisten.

Im Einklang mit den Zielen der Verordnung (EU) Nr. 1291/2013 sollte jeder Mitgliedstaat und jedes mit "Horizont
2020" assoziierte Land das Recht haben, an EMPIR teilzunehmen.

Der Finanzbeitrag der Union sollte an die formliche Zusage der teilnehmenden Linder, zur Durchfihrung von
EMPIR beizutragen, und an die Erfilllung dieser Zusage gekniipft werden. Der Beitrag der teilnehmenden Linder zu
EMPIR sollte einen Beitrag zu den Verwaltungskosten vorbehaltlich einer Obergrenze von 5 % des EMPIR-Budgets
beinhalten. Die teilnehmenden Lander sollten sich dazu verpflichten, ihren Beitrag zu EMPIR falls erforderlich um
eine finanzielle Reserve in Hohe von 50 % aufzustocken, um sicherzustellen, dass sie in der Lage sind, ihre an den
ausgewdhlten Projekten teilnehmenden nationalen Stellen, nationale Metrologieinstitute ("NMI") und designierte
Institute ("DI"), zu finanzieren.

Zur gemeinsamen Durchfithrung von EMPIR bedarf es einer Durchfithrungsstelle. Die teilnehmenden Lander haben
sich auf die Durchfihrungsstelle fiir das EMFP geeinigt und im Jahr 2007 EURAMET e.V. (im Folgenden "EU-
RAMET"), die europdische regionale Metrologieorganisation, als Vereinigung ohne Erwerbszweck nach deutschem
Recht eingerichtet. EURAMET hat auch Aufgaben und Verpflichtungen in Bezug auf die gesamteuropiische und
weltweite Harmonisierung der Metrologie. Die Mitgliedschaft in EURAMET steht allen europiischen NMI als
Mitgliedern und DI als assoziierten Mitgliedern offen. Die Mitgliedschaft in EURAMET setzt nicht das Bestehen
nationaler Metrologieforschungsprogramme voraus. Angesichts der Tatsache, dass die Verwaltungsstruktur von
EURAMET sich dem Zwischenbericht des EMFP zufolge fiir die Durchfithrung des EMFP als effizient und von
hoher Qualitdt erwiesen hat, sollte EURAMET auch fiir die Durchfithrung von EMPIR eingesetzt werden. EURAMET
sollte Empfinger des Finanzbeitrags der Union sein.

(") Beschluss 2013/743/EU des Rates vom 3. Dezember 2013 iiber das Spezifische Programm zur Durchfithrung des Rahmenprogramms
fir Forschung und Innovation "Horizont 2020" (2014-2020) und zur Aufhebung der Beschliisse 2006/971/EG, 2006/972[EG,
2006/973[EG, 2006/974[EG und 2006/975/EG (ABL. L 347 vom 20.12.2013, S. 965).
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(14)  Zur Verwirklichung der Ziele von EMPIR sollte EURAMET finanzielle Unterstiitzung vor allem in Form von
Finanzhilfen fur Teilnehmer an auf der Ebene von EMPIR ausgewihlten Mafinahmen gewihrt werden. Diese
Mafinahmen sollten im Rahmen von unter der Verantwortung von EURAMET durchgefithrten Aufforderungen
zur Einreichung von Vorschliagen ausgewdhlt werden. Die Rangliste sollte hinsichtlich der Auswahl der Vorschlige
und der Zuweisung der Finanzmittel aus dem Finanzbeitrag der Union und den Beitrigen der teilnehmenden
Lander zu EMPIR verbindlich sein.

(15)  Der Finanzbeitrag der Union sollte im Einklang mit dem Grundsatz der wirtschaftlichen Haushaltsfithrung und den
einschldgigen Vorschriften fiir die indirekte Mittelverwaltung, die in der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012
des Europdischen Parlaments und des Rates (') und der delegierten Verordnung (EU) Nr. 1268/2012 der Kommis-
sion (?) festgelegt sind, verwaltet werden.

(16)  Um die finanziellen Interessen der Union zu schiitzen, sollte die Kommission das Recht haben, den Finanzbeitrag
der Union zu kiirzen, auszusetzen oder einzustellen, wenn EMPIR in ungeeigneter Weise, nur teilweise oder
verspatet durchgefithrt wird oder wenn die teilnehmenden Lander ihren Beitrag zur Finanzierung von EMPIR nicht,
nur teilweise oder verspitet leisten. Diese Rechte sollten in der zwischen der Union und EURAMET zu schlieBen-
den Ubertragungsvereinbarung festgeschrieben werden.

(17) Im Interesse der Vereinfachung sollte der Verwaltungsaufwand fiir alle Beteiligten verringert werden. Doppelprii-
fungen sowie unverhaltnisméaflige Nachweis- und Berichtspflichten sollten vermieden werden. Werden Priifungen
durchgefiihrt, so sollte den Besonderheiten nationaler Programme gegebenenfalls Rechnung getragen werden.

(18)  Priifungen der Empfinger von Unionsmitteln nach diesem Beschluss sollten gewéhrleisten, dass der Verwaltungs-
aufwand in Ubereinstimmung mit der Verordnung (EU) Nr. 1291/2013 verringert wird.

(19)  Die Beteiligung an indirekten Mafinahmen, die durch EMPIR unterstiitzt werden, unterliegt der Verordnung (EU)
Nr. 1290/2013 des Europiischen Parlaments und des Rates (*). Allerdings sind aufgrund spezifischer Erfordernisse
der Funktionsweise von EMPIR gemifl Artikel 1 Absatz 3 der genannten Verordnung Ausnahmeregelungen von
jener Verordnung vorzusehen.

(20)  Der Beitrag der teilnehmenden Linder umfasst vor allem die staatliche Finanzierung der an den Projekten betei-
ligten nationalen NMI und DI. Der Beitrag der teilnehmenden Linder sollte auch einen Finanzbeitrag zu den
Verwaltungskosten von EMPIR beinhalten. Ein Teil des Unionsbeitrags sollte anderen Stellen als den an den
Projekten beteiligten NMI und DI zugewiesen werden. Bei der Berechnung des Finanzbeitrags der Union fiir die
an den EMPIR-Projekten beteiligten NMI und DI sollte sichergestellt werden, dass der Beitrag der Union den Beitrag
der teilnehmenden Lander nicht iibersteigt. Angesichts der Tatsache, dass die staatliche Finanzierung der NMI und
der DI, die von den teilnehmenden Lindern bereitgestellt wird, den Gemeinkosten entspricht, die den EMPIR-
Projekten zuzuordnen sind und nicht durch den Beitrag der Union erstattet werden, sollte der Pauschalsatz fir die
Finanzierung der indirekten forderfahigen Kosten der NMI und der DI im Vergleich zu dem Pauschalsatz, der in der
Verordnung (EU) Nr.1290/2013 festgelegt ist, angepasst werden. Der Pauschalsatz fiir die Finanzierung der
indirekten forderfihigen Kosten der NMI und der DI sollte auf der Grundlage der vollen indirekten Kosten ermittelt
werden, die von den an den Projekten teilnehmenden NMI und DI als forderfahig angegeben werden, wobei diese
stabil sind und eine verldssliche Schitzung der indirekten Kosten, die den an EMPIR-Projekten beteiligten natio-
nalen NMI und DI entstehen, erlauben. Da diese indirekten Kosten sich auf 140 % der gesamten direkten forder-
fahigen Kosten der NMI und DI, mit Ausnahme der direkten forderfihigen Kosten fir Unterauftrige und fur
unentgeltlich zur Verfiigung gestellte Sachleistungen, die nicht in den Raumlichkeiten der Empfinger in Anspruch
genommen werden, belaufen, sollte der in der Verordnung (EU) Nr. 1290/2013 festgesetzte Pauschalsatz fur die
Finanzierung der indirekten Kosten der NMI und DI von 25 % auf 5 % herabgesetzt werden. Daher sollte fur die
NMI und die DI eine Ausnahme von Artikel 29 jener Verordnung vorgesehen werden. Andere an EMPIR-Projekten
beteiligte Stellen sollten im Einklang mit jener Verordnung finanziert werden.

(21)  Aufforderungen zur Einreichung von Vorschldgen im Rahmen von EMPIR sollten auch auf dem einheitlichen Portal
fir Teilnehmer sowie iiber andere von der Kommission verwaltete elektronische Verbreitungskanile im Rahmen
von "Horizont 2020" veréffentlicht werden.

(") Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2012 iiber die Haushalts-
ordnung fiir den Gesamthaushaltsplan der Union und zur Aufhebung der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates (ABL.
L 298 vom 26.10.2012, S. 1).

(®) Delegierte Verordnung (EU) Nr. 1268/2012 der Kommission vom 29. Oktober 2012 iiber die Anwendungsbestimmungen fur die
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 des Europdischen Parlaments und des Rates iiber die Haushaltsordnung fiirr den Gesamt-
haushaltsplan der Union (ABL L 362 vom 31.12.2012, S. 1).

(}) Verordnung (EU) Nr.1290/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2013 iiber die Regeln fiir die
Beteiligung am Rahmenprogramm fiir Forschung und Innovation "Horizont 2020"(2014-2020) sowie fiir die Verbreitung der
Ergebnisse und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1906/2006 (ABL L 347 vom 20.12.2013, S. 81).
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(22)  Die Zweckmafigkeit des Finanzierungsmodells in Bezug auf den Grundsatz der Entsprechung zwischen den Mitteln
der Union und den nicht von der Union bereitgestellten Mitteln sollte bei der Zwischenbewertung von EMPIR
erneut gepriift werden.

(23) Die finanziellen Interessen der Union sollten wihrend des gesamten Ausgabenzyklus durch angemessene Maf-
nahmen geschiitzt werden, darunter die Privention, Aufdeckung und Untersuchung von Unregelmifigkeiten, die
Einziehung entgangener, zu Unrecht gezahlter oder nicht zweckgemafl verwendeter Mittel sowie gegebenenfalls
verwaltungsrechtliche und finanzielle Sanktionen im Einklang mit der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012.

(24) Die Kommission sollte eine Zwischenbewertung, insbesondere zur Uberpriifung der Qualitit und Effizienz von
EMPIR und der Fortschritte bei der Erreichung der gesteckten Ziele, sowie eine Abschlussbewertung vornehmen
und einen Bericht iiber diese Bewertungen erstellen.

(25)  Auf Anfrage der Kommission sollten EURAMET und die teilnehmenden Linder alle Informationen vorlegen, die die
Kommission fur die Berichte zur Bewertung von EMPIR bendotigt.

(26)  Ziel dieses Beschlusses ist die Beteiligung der Union an EMPIR, insbesondere die Unterstiitzung der Bereitstellung
integrierter und zweckdienlicher Metrologielosungen und der Schaffung einer integrierten europiischen Metrologie-
forschung mit einer kritischen Masse und einem aktiven Engagement auf regionaler, nationaler, europdischer und
internationaler Ebene, das von den Mitgliedstaaten allein nicht ausreichend verwirklicht werden kann. Angesichts
des Umfangs und der Komplexitit der Anforderungen in Bezug auf die Metrologie sind Investitionen erforderlich,
die iiber die institutionell zugewiesenen Forschungsbudgets der NMI und der DI hinausgehen. Die Exzellenz, die fur
Forschung und die Entwicklung modernster Metrologielosungen erforderlich ist, ist iiber nationale Grenzen hinweg
an verschiedenen Standorten zu finden und kann daher nicht allein auf nationaler Ebene zusammengebracht
werden. Da das Ziel somit durch die Einbindung der nationalen Bemithungen in ein abgestimmtes europaisches
Konzept besser auf Unionsebene zu verwirklichen ist, indem getrennt voneinander bestehende nationale For-
schungsprogramme zusammengebracht werden, die Gestaltung gemeinsamer Forschungs- und Finanzierungsstra-
tegien iiber nationale Grenzen hinweg unterstiitzt wird und eine kritische Masse von Akteuren und Investitionen
erreicht wird, kann die Union im Einklang mit dem Grundsatz der Subsidiaritit gemdfl Artikel 5 des Vertrags tiber
die Europiische Union titig werden. Entsprechend dem in demselben Artikel verankerten Grundsatz der Verhilt-
nismafigkeit geht dieser Beschluss nicht tiber das fiir die Verwirklichung dieses Ziels erforderliche Maf8 hinaus —

HABEN FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1
Beteiligung an dem Europidischen Metrologie-Programm fiir Innovation und Forschung

(1)  Die Union beteiligt sich gemaff den Bestimmungen dieses Beschlusses am Europdischen Metrologie-Programm fuir
Innovation und Forschung (im Folgenden "EMPIR"), das gemeinsam von Belgien, Bosnien und Herzegowina, Bulgarien,
Dinemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, den Niederlanden, Norwe-
gen, Osterreich, Polen, Portugal, Ruminien, Schweden, der Schweiz, Serbien, der Slowakei, Slowenien, Spanien, der
Tschechischen Republik, der Tiirkei, Ungarn und dem Vereinigten Konigreich (im Folgenden "teilnehmende Lander")
durchgefiihrt wird.

(2)  Andere als die in Absatz 1 genannten Mitgliedstaaten und andere Linder, die mit "Horizont 2020" assoziiert sind,
konnen an EMPIR teilnehmen, wenn sie die in Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe ¢ dieses Beschlusses genannte Bedingung
erfilllen. Erfillen sie die in Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe ¢ genannte Bedingungen, so werden sie fiir die Zwecke dieses
Beschlusses als teilnehmende Lander betrachtet.

Artikel 2
Finanzbeitrag der Union

(1)  Der Finanzbeitrag der Union, einschlieflich der EFTA-Mittel, zu EMPIR betrdgt bis zu 300 000 000 EUR. Der
Finanzbeitrag der Union wird aus den Mitteln des Gesamthaushaltsplans der Union geleistet, die den entsprechenden
Teilen des spezifischen Programms zur Durchfithrung von "Horizont 2020" zugewiesen sind, das im Einklang mit
Artikel 58 Absatz 1 Buchstabe ¢ Ziffer vi und den Artikeln 60 und 61 der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012
durch den Beschluss 2013/743/EU aufgestellt wurde, und insbesondere aus solchen des Teils II "Fithrende Rolle der
Industrie" und des Teils III "Gesellschaftliche Herausforderungen".
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(2)  Sofern der in Absatz 1 genannte Betrag nicht iiberschritten wird, entspricht der Finanzbeitrag der Union den
Beitrdgen der teilnehmenden Linder zu EMPIR, abziiglich der 5% des EMPIR-Budgets iibersteigenden Beitrage der
teilnehmenden Liander zu den Verwaltungskosten.

(3)  Der Finanzbeitrag der Union wird nicht zur Deckung der Verwaltungskosten von EMPIR verwendet.
Attikel 3
Bedingungen fiir den Finanzbeitrag der Union
(1) Der Finanzbeitrag der Union ist an folgende Bedingungen gekniipft:

a) Nachweis durch die teilnehmenden Linder, dass EMPIR im Einklang mit den Anhidngen I und II eingerichtet wurde;

b) Benennung von EURAMET e. V. (im Folgenden "EURAMET") als fiir die Durchfithrung von EMPIR zustindige Stelle,
der die Entgegennahme, Zuweisung und Uberwachung des Finanzbeitrags der Union obliegen, durch die teilnehmen-
den Linder oder durch die von den teilnehmenden Lindern benannten NMI;

¢) Verpflichtung jedes teilnehmenden Landes, sich an der Finanzierung von EMPIR zu beteiligen und eine finanzielle
Reserve in Hohe von 50 % der zugesagten Mittel einzurichten;

d) Nachweis durch EURAMET, dass sie zur Umsetzung von EMPIR, einschlieflich der Entgegennahme, Zuweisung und
Uberwachung des Finanzbeitrags der Union, im Rahmen der indirekten Mittelverwaltung des Unionshaushalts gemaf3
den Artikeln 58, 60 und 61 der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 in der Lage ist; und

e) Errichtung einer Verwaltungsstruktur fiir EMPIR gemifS Anhang III

(2)  Wahrend der Durchfithrung von EMPIR ist der Finanzbeitrag der Union zudem an folgende Bedingungen gekniipft:

a) Umsetzung der in Anhang I aufgefiihrten EMPIR-Ziele sowie Durchfithrung der in Anhang II genannten EMPIR-
Tatigkeiten durch EURAMET in Ubereinstimmung mit den Beteiligungs- und Verbreitungsregeln gemafs Artikel 5;

b) Aufrechterhaltung einer angemessenen und effizienten Verwaltungsstruktur gemiafl Anhang II;

¢) Erfillung der Berichterstattungspflichten gemafl Artikel 60 Absatz 5 der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012
durch EURAMET; und

d) Erfillung der in Absatz 1 Buchstabe c dieses Artikels genannten Verpflichtungen.

Artikel 4
Beitrige der teilnehmenden Linder

Die Beitrige der teilnehmenden Lander umfassen Folgendes:

a) Beitrage iiber die staatliche Finanzierung der an EMPIR-Projekten teilnehmenden NMI und DI;

b) Finanzbeitrdge zu den Verwaltungskosten von EMPIR.
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Attikel 5
Regeln fiir die Beteiligung und die Verbreitung der Ergebnisse

(1)  Fir die Zwecke der Verordnung (EU) Nr. 1290/2013 ist EURAMET als eine Fordereinrichtung anzusehen und stellt
entsprechend Anhang II dieses Beschlusses finanzielle Unterstiitzung fiir indirekte Mafinahmen bereit.

(2)  Abweichend von Artikel 29 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1290/2013 werden die indirekten forderfihigen
Kosten der an von EMPIR finanzierten Projekten teilnehmenden NMI und DI durch die Anwendung eines Pauschalsatzes
von 5 % ihrer gesamten direkten forderfihigen Kosten ermittelt, wobei die direkten forderfahigen Kosten fiir die Vergabe
von Unterauftrigen und die Kosten fiir von Dritten bereitgestellte Ressourcen, die nicht in den Rdumlichkeiten des
Empfingers verwendet werden, sowie finanzielle Unterstiitzung fiir Dritte ausgenommen sind.

(3)  Die in Artikel 12 genannte Zwischenbewertung von EMPIR beinhaltet eine Bewertung der vollstindigen indirekten
Kosten der an EMPIR-Projekten teilnehmenden NMI und DI und der entsprechenden staatlichen Finanzierung.

(4)  Auf der Grundlage dieser Bewertung und fiir die Zwecke des Artikels 2 Absatz 2 kann EURAMET den in Absatz 2
dieses Artikels genannten Pauschalsatz anpassen.

(5)  Sollte dies nicht ausreichen, kann EURAMET abweichend von Artikel 28 Absatz 3 der Verordnung (EU)
Nr. 1290/2013 auf die forderfihigen Kosten der an von EMPIR finanzierten Projekten teilnehmenden NMI und DI einen
niedrigeren Riickerstattungssatz anwenden.

Artikel 6
Durchfithrung von EMPIR
(I)  EMPIR wird auf der Grundlage von jihrlichen Arbeitsplinen durchgefiihrt.

(2) EURAMET stellt Teilnehmern nach der Durchfithrung von Aufforderungen zur Einreichung von Vorschligen
finanzielle Unterstiitzung, hauptsichlich in Form von Finanzhilfen, bereit.

Vor der Festlegung der Themen fiir die einzelnen Aufforderungen zur Einreichung von Vorschligen wird EURAMET
interessierte Einzelpersonen und Organisationen aus der Metrologieforschung sowie Nutzer auffordern, mogliche For-
schungsthemen vorzuschlagen.

Artikel 7
Vereinbarungen zwischen der Union und EURAMET

(1) Vorbehaltlich einer positiven Ex-ante-Bewertung von EURAMET gemaf§ Artikel 61 Absatz 1 der Verordnung (EU,
Euratom) Nr. 966/2012 schlieft die Kommission im Namen der Union mit EURAMET eine Ubertragungsvereinbarung
sowie jahrliche Vereinbarungen iiber Mitteliibertragungen.

(2)  Die Ubertragungsvereinbarung nach Absatz 1 wird gemif8 Artikel 58 Absatz 3 sowie den Artikeln 60 und 61 der
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 und Artikel 40 der delegierten Verordnung (EU) Nr. 1268/2012 geschlossen.
Dariiber hinaus ist darin Folgendes zu regeln:

a) die Anforderungen an den Beitrag von EURAMET im Hinblick auf die Leistungsindikatoren gemifl Anhang II des
Beschlusses 2013/743/EU;

b) die Anforderungen an den Beitrag von EURAMET im Hinblick auf die Uberwachung gemif Anhang I1I des Beschlusses
2013/743(EU;

¢) die spezifischen Leistungsindikatoren fuir die Funktionsweise von EURAMET;

d) die Anforderungen an EURAMET im Hinblick auf die Bereitstellung von Informationen {iber Verwaltungskosten und
von genauen Zahlen zur Durchfithrung von EMPIR;
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e) die Vorkehrungen fiir die Bereitstellung der Daten, die die Kommission fir die Erfullung ihrer Verbreitungs- und
Berichtspflichten benotigt;

f) Bestimmungen fiir die Veroffentlichung von Aufforderungen zur Einreichung von Vorschligen durch EMPIR, ins-
besondere auf dem einheitlichen Portal fiir Teilnehmer sowie {iber andere von der Kommission verwaltete elektro-
nische Verbreitungskanile im Rahmen von "Horizont 2020".

Artikel 8
Einstellung, Kiirzung oder Aussetzung des Finanzbeitrags der Union

Wird EMPIR nicht, in ungeeigneter Weise, nur teilweise oder verspitet durchgefiihrt, so kann die Kommission ent-
sprechend der tatsichlichen Durchfithrung von EMPIR den Finanzbeitrag der Union einstellen, anteilig kiirzen oder
aussetzen.

Tragen die teilnehmenden Lander nicht, nur teilweise oder verspdtet zur Finanzierung von EMPIR bei, so kann die
Kommission unter Beriicksichtigung der Hohe der von den teilnehmenden Lindern zur Umsetzung von EMPIR zuge-
wiesenen Mittel den Finanzbeitrag der Union einstellen, anteilig kiirzen oder aussetzen.

Artikel 9
Nachtrigliche Priifungen

(I)  Nachtragliche Priifungen der Ausgaben fiir indirekte Mafnahmen werden von EURAMET gemifl Artikel 29 der
Verordnung (EU) Nr. 1291/2013 vorgenommen.

(2)  Die Kommission kann beschlieen, die Priffungen gemafs Absatz 1 selbst vorzunehmen. In diesen Fillen fiihrt sie
diese Priffungen im Einklang mit den geltenden Vorschriften, insbesondere der Verordnungen (EU, Euratom)
Nr. 966/2012, (EU) Nr. 1290/2013 und (EU) Nr. 1291/2013 durch.

Artikel 10
Schutz der finanziellen Interessen der Union

(1) Die Kommission gewahrleistet bei der Durchfithrung der nach diesem Beschluss finanzierten Maffnahmen den
Schutz der finanziellen Interessen der Union durch geeignete Praventivmafnahmen gegen Betrug, Korruption und sons-
tige rechtswidrige Handlungen, durch wirksame Kontrollen und — bei Feststellung von Unregelmifigkeiten — durch
Riickforderung zu Unrecht gezahlter Betrdge sowie gegebenenfalls durch wirksame, verhaltnismifSige und abschreckende
verwaltungsrechtliche und finanzielle Sanktionen.

(2) EURAMET gewihrt Bediensteten der Kommission und sonstigen von ihr erméchtigten Personen sowie dem Rech-
nungshof Zugang zu ihren Standorten und Riumlichkeiten sowie zu allen zur Durchfithrung ihrer Priifungen erforder-
lichen Informationen, einschliefSlich Informationen in elektronischer Form.

(3)  Das Europiische Amt fiir Betrugsbekimpfung (OLAF) kann gemdf Verordnung (Euratom, EG) Nr. 2185/96 des
Rates (') und der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates (%) Ermittlungen
einschlieflich Kontrollen und Uberpriifungen vor Ort durchfithren, um festzustellen, ob im Zusammenhang mit einer
Finanzhilfevereinbarung, einem Finanzhilfebeschluss oder einem Vertrag, die auf der Grundlage dieses Beschlusses finan-
ziert werden, ein Betrugs- oder Korruptionsdelikt oder eine sonstige rechtswidrige Handlung zum Nachteil der finanziellen
Interessen der Union vorliegt.

(4)  Vertrige, Finanzhilfevereinbarungen und Finanzhilfebeschliisse miissen im Rahmen der Umsetzung dieses Beschlus-
ses Bestimmungen enthalten, durch die die Kommission, EURAMET, der Europdische Rechnungshof und OLAF ausdriick-
lich erméchtigt werden, solche Priifungen und Untersuchungen entsprechend ihren jeweiligen Zustandigkeiten vorzuneh-
men.

(!) Verordnung (Euratom, EG) Nr. 2185/96 des Rates vom 11. November 1996 betreffend die Kontrollen und Uberpriifungen vor Ort
durch die Kommission zum Schutz der finanziellen Interessen der Europdischen Gemeinschaften vor Betrug und anderen Unregel-
mifSigkeiten (ABL. L 292 vom 15.11.1996, S. 2).

(%) Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 11. September 2013 wber die Unter-
suchungen des Europiischen Amtes fiir Betrugsbekimpfung (OLAF) und zur Authebung der Verordnung (EG) Nr. 1073/1999 des
Europdischen Parlaments und des Rates und der Verordnung (Euratom) Nr. 1074/1999 des Rates (ABL. L 248 vom 18.9.2013, S. 1).



L 169/34 Amtsblatt der Europdischen Union 7.6.2014

(5)  Bei der Durchfithrung von EMPIR ergreifen die teilnehmenden Linder alle legislativen, regulatorischen, verwaltungs-
technischen und sonstigen Mafinahmen, die zum Schutz der finanziellen Interessen der Union erforderlich sind, ins-
besondere um sicherzustellen, dass im Einklang mit der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 und der delegierten
Verordnung (EU) Nr. 1268/2012 alle der Union zustehenden Betrage vollstindig zuriickerstattet werden.

Artikel 11
Ubermittlung von Informationen

(1) Auf Ersuchen der Kommission tibermittelt EURAMET alle zur Erstellung der in Artikel 12 genannten Berichte
erforderlichen Informationen.

(2)  Die teilnehmenden Linder legen der Kommission iiber EURAMET alle vom Europdischen Parlament, dem Rat oder
dem Europdischen Rechnungshof angeforderten Informationen zur Finanzverwaltung von EMPIR vor.

(3)  Die Kommission nimmt die in Absatz 2 dieses Artikels genannten Informationen in die in Artikel 12 genannten
Berichte auf.

Artikel 12
Bewertung

(I)  Bis zum 30. Juni 2017 nimmt die Kommission mit der Unterstiitzung unabhingiger Experten eine Zwischenbe-
wertung von EMPIR vor. Die Kommission erstellt einen Bericht iiber diese Bewertung, der auch Schlussfolgerungen der
Bewertung und Bemerkungen der Kommission enthalt. Diesen Bericht tibermittelt die Kommission bis zum 31. Dezember
2017 an das Europdische Parlament und den Rat. Das Ergebnis der Zwischenbewertung von EMPIR flieft in die
Zwischenbewertung von "Horizont 2020" ein.

(2)  Bei der Beendigung der Beteiligung der Union an EMPIR, spitestens jedoch bis zum 31. Dezember 2024, nimmt
die Kommission eine Abschlussbewertung von EMPIR vor. Die Kommission erstellt einen Bericht iiber diese Bewertung,
der auch die Ergebnisse dieser Bewertung enthalten muss. Diesen Bericht leitet die Kommission dem Europdischen
Parlament und dem Rat zu.

Artikel 13
Inkrafttreten

Dieser Beschluss tritt am zwanzigsten Tag nach seiner Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Artikel 14
Adressaten
Dieser Beschluss ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.
Geschehen zu Briissel am 15. Mai 2014.
Im Namen des Europdischen Parlaments Im Namen des Rates
Der Prsident Der Prisident

M. SCHULZ D. KOURKOULAS
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ANHANG |

ZIELE VON EMPIR

Das Programm EMPIR verfolgt nachstehende Ziele:

a) die Bereitstellung integrierter und zweckdienlicher Metrologieldsungen zur Unterstiitzung der Innovation und der
Wettbewerbsfahigkeit der Industrie sowie von Messtechnik zur Bewiltigung gesellschaftlicher Herausforderungen
wie Gesundheit, Umwelt und Energie einschlieflich Unterstiitzung fir die Entwicklung und Umsetzung politischer
Strategien;

b) die Schaffung einer integrierten europdischen Metrologieforschung mit einer kritischen Masse und einem aktiven
Engagement auf regionaler, nationaler, européischer und internationaler Ebene.
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ANHANG 1II

DURCH EMPIR UNTERSTUTZTE INDIREKTE MARNAHMEN

1. Im Rahmen von EMPIR konnen die folgenden indirekten Maffnahmen im Bereich der gemeinsamen Forschung und
technologischen Entwicklung unterstiitzt werden:

1.1. wissenschaftliche-technische Malnahmen zur Unterstiitzung der metrologischen Grundlagenforschung als Grundlage
fur alle anschlieSenden Schritte einschlieflich angewandter Metrologieforschung und -entwicklung und metrologie-
bezogener Dienstleistungen;

1.2. Metrologieforschung zur Bereitstellung von Losungen fiir gesellschaftliche Herausforderungen, unter besonderer
Beriicksichtigung von Beitrdgen fuir dieBereiche Energie, Umwelt und Gesundheit;

1.3. Forschung zur Entwicklung neuer Messinstrumente im Hinblick auf die Einfihrung metrologietechnischer Losungen
in der Industrie zwecks Stimulierung industrieller Innovationen;

1.4, pranormative und konormative Metrologieforschung und -entwicklung fuir prioritire Dokumentationsstandards, die
auf die Nutzung der Fachkenntnisse der Metrologieinstitute der teilnehmenden Linder im Hinblick auf die Unterstiit-
zung der Umsetzung politischer Strategien und die beschleunigte Bereitstellung innovativer Produkte und Dienst-
leistungen auf dem Markt ausgerichtet sind;

1.5. Mafinahmen zum Kapazititenautbau betreffend verschiedene technische Niveaus in der Metrologie, die darauf
abzielen, ein ausgewogenes und integriertes Metrologiewesen in den teilnehmenden Lindern zu erreichen und sie
in die Lage zu versetzen, ihre wissenschaftlichen und technischen Fahigkeiten auf dem Gebiet der Metrologie aus-
zubauen.

2. Im Rahmen von EMPIR konnen weitere Mafsnahmen zur Verbreitung und Nutzung der Ergebnisse der Metrologie-
forschung unterstiitzt werden.

Im Rahmen von EMPIR konnen weitere Maffnahmen unterstiitzt werden, die gezielt auf Metrologieinstitute ohne
wissenschaftliche Kapazititen oder mit nur begrenzten wissenschaftlichen Kapazititen ausgerichtet sind, indem diese
Institute bei der Nutzung anderer auf nationaler oder regionaler oder auf Ebene der Europdischen Union bestehender
Fortbildungs- und Mobilititsprogramme, der grenziibergreifenden Zusammenarbeit und von Investitionen in die
Metrologieinfrastruktur unterstiitzt werden.

3. Im Rahmen von EMPIR kann die Organisation von Vernetzungsaktivititen zur Forderung von EMPIR und zur
Optimierung der Auswirkungen des Programms unterstiitzt werden.

4. Die unter Nummer 1 genannten indirekten Mafinahmen werden entsprechend der Benennung durch die zustindige
nationale Behorde durch NMI und DI durchgefithrt. EMPIR regt jedoch die Beteiligung anderer Stellen bei allen
Aufforderungen zur Einreichung von Vorschligen von EMPIR an und unterstiitzt diese. Dieser Ansatz wird voraus-
sichtlich dazu fithren, dass rund 15 % des EMPIR-Budgets an diese Stellen geht.
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ANHANG III

DURCHFUHRUNG UND VERWALTUNG VON EMPIR

I Die Rolle von EURAMET

1. EURAMET ist nach Artikel 3 fur die Durchfithrung von EMPIR zustindig. Sie verwaltet den Finanzbeitrag der Union
zu EMPIR und ist fiir die Aufstellung und Durchfithrung des jahrlichen Arbeitsplans, die Organisation von Auf-
forderungen zur Einreichung von Vorschligen, die Bewertung und Einstufung der Projektvorschlige und alle weiteren
Tatigkeiten im Zusammenhang mit dem jahrlichen Arbeitsplan zustindig. EURAMET ist fur die Verwaltung der
Finanzhilfen einschliefSlich der Unterzeichnung der Finanzhilfevereinbarungen, der Entgegennahme, Zuweisung und
Uberwachung der Verwendung des Finanzbeitrags der Union und der Zahlungen an EMPIR-Teilnehmer der ausgewihl-
ten Projekte zustindig.

Die Uberwachung des Finanzbeitrags der Union umfasst alle Titigkeiten im Zusammenhang mit Kontrollen und
Priifungen, Ex-ante- undfoder Ex-Post-Kontrollen, die fiir die Durchfilhrung der EURAMET von der Kommission
iibertragenen Aufgaben erforderlich sind. Durch diese Tatigkeiten soll eine angemessen Zusicherung der Recht- und
OrdnungsmifSigkeit der zugrunde liegenden Transaktionen und iiber die Erstattungsfihigkeit der im Rahmen der
Finanzhilfevereinbarungen angegebenen Kosten gegeben werden.

2. EURAMET kann die teilnehmenden Linder mit bestimmten verwaltungstechnischen und logistischen Aufgaben im
Zusammenhang mit der Durchfithrung von EMPIR beauftragen.

II Organisationsstruktur von EURAMET zur Durchfithrung von EMPIR

1. Die Vollversammlung ist das hochste Gremium bei allen EURAMET-Angelegenheiten. Der EMPIR-Ausschuss verwaltet
das Programm in einem von EURAMET festgelegten Rahmen, so dass EURAMET sicherstellen kann, dass dessen Ziele
mit der Durchfuhrung des Programms erreicht werden.

Der EMPIR-Ausschuss setzt sich aus Vertretern von EURAMET-Mitgliedern der teilnehmenden Linder zusammen. Die
Stimmengewichtung wird auf der Grundlage der nationalen Verpflichtungen nach einer Quadratwurzelregel berechnet.

Der EMPIR-Ausschuss trifft insbesondere Entscheidungen tiber die strategische Forschungs- und Innovationsagenda, die
Planung der Aufforderungen zur Einreichung von Vorschligen, das Bewertungsverfahren, die Auswahl der zu finan-
zierenden Projekte anhand der Ranglisten und die Uberwachung der Fortschritte der geforderten Projekte. Er nimmt
den jahrlichen Arbeitsplan nach dessen Genehmigung durch die Kommission an.

Der Kommission hat bei den Sitzungen des EMPIR-Ausschusses Beobachterstatus. Fiir die Annahme des jihrlichen
Arbeitsplans durch den EMPIR-Ausschuss ist jedoch die Zustimmung der Kommission vorab einzuholen. Der EMPIR-
Ausschuss ladt die Kommission zu seinen Sitzungen ein und iibermittelt ihr alle einschligigen Unterlagen. Die
Kommission kann sich an den Erérterungen des EMPIR-Ausschusses beteiligen.

2. Der/die Vorsitzende des EMPIR-Ausschusses und sein bzw. ihr Stellvertreter/in werden vom EMPIR-Ausschuss gewihlt.
Der bzw. die Vorsitzende des EMPIR-Ausschusses ist eine/r der beiden stellvertretenden Vorsitzenden von EURAMET.
Der bzw. die Vorsitzende des EMPIR-Ausschusses vertritt EURAMET in den Angelegenheiten, die EMPIR betreffen.

3. Der Forschungsrat setzt sich aus hochqualifizierten Sachverstindigen aus Industrie und Forschung sowie von Hoch-
schulen und internationalen Interessenverbanden zusammen. Er bietet unabhingige strategische Beratung zum jahr-
lichen Arbeitsplan von EMPIR. Die Mitglieder des Forschungsrates werden von der Vollversammlung von EURAMET
ernannt.

4. Das Sekretariat von EURAMET, das die allgemeine administrative Unterstiitzung fur EURAMET leistet, fiihrt die
Bankkonten fiir EMPIR.

5. Die Unterstiitzungsstelle fur die Programmverwaltung wird als Teil des Sekretariats von EURAMET eingerichtet und ist
fir die Durchfithrung und die tigliche Verwaltung von EMPIR zustindig.



	Beschluss Nr. 555/2014/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 über die Beteiligung der Union an einem von mehreren Mitgliedstaaten gemeinsam durchgeführten europäischen Metrologie-Programm für Innovation und Forschung (EMPIR) (Text von Bedeutung für den EWR)

